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errcht ü êr die Verhandlungen
-es dreizehnten Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

FünfrrndsechszigsteSitzung.

Oldenburg , den 22. Juni 1861 . Abends 6 Uhr.

Tagesordnung : 1) Die Anträge des Abg. Rüder,  welche von der Tagesordnung der vorigen Sitzung gesetzt worden.
2) Die unerledigten Gegenstände der Tagesordnung der vorigen Sitzung.
3) Zweite Lesung des Entwurfs eines Militairstrafgesetzbuchs und des Gesetzentwurfs, betreffend Bestim¬

mungen über bürgerliche Rechtsverhältnisse der Militairpkrsonen.

Vorsitzender: Präsident Dannenberg.

m Ministertische der Herr Staatsminister von Berg
so wie die Herren Reg.-CommifsaireB u chv! tz und Stecke.

Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Russell  das Protokoll der letzten Sitzung . Dasselbe wird
genehmigt.

Auf der Tagesordnung folgt zunächst die Berathung über
die in der letzten Sitzung ausgesetzten Anträge deS Abg.
Rüder .'

Präsident : Was das diesen Morgen geäußerte Bedenken
betreffs der Zulässigkeit des ersten Rüder ' schen  Antrags
anlange, so habe er darüber Folgendes mitzutheilen. In dem
Berichte des Finanzausschusses, betreffend einige ausgesetztc
Positionen für das Herzogthum Oldenburg und einige nach¬
trägliche Anträge der Staatsregierung dazu finden sich auf
S - 1401 fgg. (der Abklatsche) zwei Petitionen eztrahirt, eine
von Tungeln , eine andere von Bümmerstede. Erstcre Petition
bitte darum, statt der Kohlgartenbrücke fünf steinerne Höhlen
durch die Tungeler Chaussee lege» zu lassen, damit die west¬
lich von der Chaussee gelegenen Wiesen nicht, wie jetzt, bloß
überstauet, sondern überrieselt würden. Das Ganze sei mit
einem Kostenauswande von ca. 2500 ^ zu decken. Der
Auszug der zweiten Petition laute im Bericht : »Eine Peti¬
tion der Bümmersteder, betreffend die Wiederherstellung der
besseren Entwässerung ihrer Wiesen dem ehemaligen natür¬
lichen Gefälle gemäß, worin sie anführen, daß schon beim
XII. Landtage eine ähnliche Petition auf Antrag des Finanz¬
ausschusses der Staatöregierung mit dem Ersuchen übergeben
sei, in Erwägung ziehen zü wollen, ob und wie weit bei dem
Neubau der Kohlgartenbrücke daS in der Petition erwähnte
Prostet gefördert werden könne und dahin zu wirken, daß

so weit thunlich die Ausführung ihres damaligen Projekts
(die Hunte umzuleiten, und das s. g. Fleth , wodurch die
Tungeler Wiesen abwässern, besonders der Eäcilienbrücke zu¬
zuleiten; XII. Landtag Anlagen S . 763) mindestens nicht
erschwert werde. Jetzt haben die Bittsteller ein anderes Pro¬
jekt zur Verbesserung ihrer Abwässerung aufgestellt, wornach
das obenerwähnte Fleth vor seinem Eintritte in die Hunte
abgedämmt und nördlich von Kreienbrück durch die Chaussee
und dann weiter nach der Eäcilienbrückegeleitet werden soll,
wie dies ihrer Behauptung nach bis 1796 bestanden haben
soll. Dieselben bitten auch diese Petition der Staalöregie-
rung ebenso zu übergeben, wie dies beim XII. Langtagc ge¬
schehen." Diese Petitionen seien im Anträge Nr . 10 in fol¬
gender Weise berücksichtigt:

Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
baß zur Reparatur der Kohlgartenbrücke 1000 für
1861 in ß. 59 des Voranschlags der Ausgaben deS
Herzoglhums ausgenommen werden und die Staatö¬
regierung ersuchen, in Erwägung ziehen zu wollen, ob
nicht bei den mit Eröffnung deS Hunle -EmS-Canals
einlretenden veränderten Verhältnissen ein anderes
mit geringerem Aufwande für di- Landescaffe verbun¬
denes Mittel zur Abführung des Hochwassers aus der
Hunte oberhalb Kreienbrück genüge, zugleich auch der¬
selben die obenerwähnten Petitionen aus Tungeln
und Bümmerst .de zur geeigneten Berücksichtigung
übergeben.

Dieser Antrag sei damals angenommen. Die Staalsregie-
rung habe den .Beschluß wieder in Frage gestellt dadurch,
daß sie eine andere Summe für die Kohlgartenbrücke bean-
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tragt habe . Die Petitionen würben nun neben diesem An¬
träge noch berücksichtigt werden können . Der Inhalt der
Petitionen scheine außerdem auch viel beschränkter zu sein als
der des Abg . Rüder.  Er sehe deshalb keinen Grund , den
Antrag nicht zur Berathung zu stellen . ES könne deshalb
in der Berathung fvrtgefahren werden.

Abg . Rüder : Der Abg . Selkmann  II . habe hervor¬
gehoben , daß es bedenklich sei, in elfter Stunde der Staats¬
regierung noch zu empfehlen , so bedeutende Summen zu be¬
willigen . Er macke darauf aufmerksam , daß seine Anträge
ursprünglich zum §. 59 des Voranschlags gestellt gewesen und
daß denselben gegenüber ein Antrag auf Bewilligung von
1000 zum Zwecke der Reparatur und ein anderer auf
Bewilligung von 8000 ^ zum Neubau der Kohlgartenbrücke
gestanden . Wenn nun sein Antrag der Skaatsregicrung die
Bewilligung einer solchen Summe zum Zwecke deS Durch¬
lasses des Wassers durch die Tungeler Chaussee empfehle , so
begreife er nicht , was dabei zu erinnern sein könne , wenn
diese Bewilligung in landwirthschaftlicher Beziehung nützlich
sei. Der Antrag sei im Interesse der Sache gestellt . Er
würde den Antrag Nr . 3 nach den Erklärungen von Seiten
der Slaatsregierung zurückziehen , wenn nicht verschiedene
Herren , die früher nur 1000 ^ zu den Reparaturkostcn haben
bewilligen wollen , sich in Rücksicht auf den Gesammtinhalt
seiner Anträge dazu entschlossen hätten , die Summe von
2500 H zur Reparatur zu bewilligen . Ihnen gegenüber
halte er sich nicht befugt , seinen Antrag 3 zurückzuziehen,
und so möge der Landtag durch seine Abstimmung ent¬
scheiden.

Abg . Selkmann II . : Durch die Bemerkung des Vor¬
redners werde er zu der Erklärung veranlaßt , baß er von
demselben mißverstanden sei. Er habe sich gegen den Antrag
Nr . 3 desselben erklärt , weil er keine Mittel zu einem Zwecke
bewilligt haben wolle , den man weder seinem Umfange , noch
seiner zweckmäßigen Ausführbarkeit nach kenne , weil er so
aus blauen Dunst hin keine 5200 bewilligt sehen wolle.
Die übrigen Bemerkungen deS Vorredners treffen nicht zu.
Die 12,000 seien nämlich zum Brückenbau beantragt
worden , die in dem Anträge des Vorredners genannte Summe
von 2500 q/ nicht zum Bau einer Brücke , sondern zur
Reparatur der allen Brücke und die übrigen 5200 q/ zu
einer Entwässerungs -Einrichtung , über deren Ausführbarkeit,
Nützlichkeit und nähern Ausführung noch gar nichts vorliege.
Der Landtag könne so ohne gänzlich - Kcnntniß der Sache
dies Geld um so weniger bewilligen , als von der Staats-
regierung zu einer solchen Einrichtung gar keine Geldbewilli¬
gung beantragt sei. Was man denn sagen würde , wenn der
Zweck sich gar nicht erreichen ließe ? Der Brückenbau sei ein
bestimmter und begrenzter Zweck gewesen , diesem könne nicht
ohne Weiteres etwas ganz anderes substiluirt werden , wofür
die Slaatsregierung gar kein Gelb verlange . Er halte es
überhaupt im Princ 'p für verkehrt , daß der Landtag Geld
bewillige , so lange die Slaatsregierung nicht darauf anlrage;
völlig unzulässig und zu den gefährlichsten Folgen führend,

würde es aber sein , so auf ' s Geradewohl eine so bedeutende
Summe zu einem völlig unbestimmten Zwecke , der weder hin¬
sichtlich der Art und Zweckmäßigkeit der Ausführung , noch
hinsichtlich feines Nutzens näher bestimmt sei, zu bewilligen.

Staatsminister von Berg : Die Tendenz des dritten
Antrags des Abg . Rüder  decke sich durchaus nicht mit der
ursprünglichen Absicht deS Antrags der Slaatsregierung.
Letzterer habe nun die Fortleitung des Wassers durch den
Tungeler Damm aus dem Huntegebiete betroffen . Der Rüd cr-
sche Antrag habe das Lcthegebiet mit hereingezvgcn . Die
SkaatSregierung übersehe die Sache nicht genügend . Die
Mittel würben in dieser Finanzperiode nicht zur Verwendung
kommen können . Es würde ja die Verwendung von Mitteln
zu Zwecken , deren Nutzen bekannt sei, darüber auSgesetzt blei¬
ben müssen . Er müsse sich deshalb auf die schon diesen
Morgen abgegebene Erklärung beziehen.

Abg . Rüder : Wenn der Abg . Selkmann II . von
blauem Dunst spreche , so weise er nur darauf hin , daß die
Staatsregierung schon früher eine Prüfung der Sache durch
die Weg - und Wasserbau -Direckion veranlaßt habe . Dieses
sei auf S . 1104 und 1405 der abgeklatschten Vorlagen zu
lesen . Aus jener Quelle habe er seine Zahl von 5200
für 2 Durchlässe entnommen . Dort veranschlage die Staaks-
regierung jeden solchen Durchlaß mit 2300 q/ , mithin für
4ü00 Da nun aber dort nicht auf die Beschaffung
der Zuleitungen aus der Hunte gerechnet worden sei, so habe
er für die Kosten und allerdings zur Ausgleichung mit der
vom Abg . Strackerjan II . beantragten Neubausumme von
8000 H , noch 6000 ^ den Kosten der 2 Durchlässe hinzu¬
gesetzt . Wo in solcher Annahme der Selkmann ' sche  blaue
Dunst sei, darüber werde der Landtag hiernach wohl sein
Urtheil sich bilden können . Was mithin seinen Antrag be¬
treffs der Durchlässe in das Lelhethal anlange , so sei derselbe
durchaus nicht zu hoch gegriffen . Er müsse seine Anträge
daher für durchaus gerechtfertigt halten.

Berathung geschlossen.
Der Antrag des Abg . Rüder  unter Nr . 1 wird ange¬

nommen , der Antrag unter Nr . 3 wird abgelehnt.
Es folgt auf der Tagesordnung der Bericht des Aus¬

schusses für die Wegeordnung zum Schreiben der Siaats-
regierung vom 17 . Juni 1851 (S . 2208 der Abklatsche ) .

Berichterstatter Strackerjan I . : Zu den übrigen Aus¬
stellungen der Slaatsregierung habe der Ausschuß keine Be¬
merkungen gemacht . Nur zum Art . 50 §. 3 habe er den
Antrag gestellt:

Im Art . 50 §. 3 werde unter Streichung der Worte
„den Beschluß zu genehmigen , falls er kein Bedenken
dabei findet " gesetzt : „ und er kein Bedenken dabei
findet , den Beschluß zu genehmigen , falls der Weg
innerhalb seines Bezirkes liegt , die Verhandlungen
aber der ' Regierung zur Genehmigung vorzulcgcn,
falls derselbe zwei Amtsbezirke berührt ."

Es wird über diesen Antrag , sowie über die Regierungs¬
anträge unter Zjff . 1 die Berathung eröffnet , das Wort wird
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nicht begehrt . Die sämmtlichen Anträge werden nach Schluß
der Berathung angenommen.

Zu Ziff . 2 : Wie zu Ziff . 1. Der Regierungsantraq wird

angenommen.
Zu Ziff . 3:
Abg . Brader : Dieser Antrag der Staatsregierung be¬

treffe die Vertheilung der Weglasten . In letzter Lesung sei

beschlossen , daß die Weglasten auf Beschluß des Gemeinde¬
raths nach der Bonität vertheilt werden können . Das all¬

gemeine Princip , daß die Lasten nur nach der Größe sollen

getragen werden , könne darnach nach dem Antrag des Gc-
meinderaths beschränkt werden . Jetzt solle dieses Recht deS

Gemeinderaths nur für die Geest gelten . Er halte eine

solche Bestimmung durchaus nicht gerecht . Er empfehle da¬

her , den Antrag der Regierung nicht anzunchmen . Dann
könne man viel besser auf den ursprünglichen Entwurf zurück¬

gehen . Es sei nur gerecht , wenn alle Theile ( Marsch und

Geest und gemischte Districte — Marsch und Geest — ) gleich

behandelt würden , darin finde er allein Gerechtigkeit.
Abg . Kayser : Er trete demVorredner bei ; er sehe auch

lieber , daß der ursprüngliche Entwurf beibehaltcn werde . Die
uncultivirten Flächen sollen nach dem Entwürfe zu einem

Viertel herangezogen werden . Diese Bestimmung sei jeden¬
falls richtiger als die im Anträge der Staatsregierung ent¬
haltene , nach der die uncultivirten Flächen ganz frei ausgehen

sollen . Zm Falle der Annahme des Regierungsantrags er¬
laube er sich einen Antrag dahin zu stellen:

, In dem Anträge der Großherzoglichen Skaatsregierung
werde in der letzten Zeile hinter „ uncullivirte Flächen"

eingeschaltet : „ soweit sie keinen Ertrag liefern ".

Es sei nicht gerechtfertigt , daß die uncultivirten Grundstücke

gar nicht bcitragen . Es sei auch schwierig zu ermitteln , wie
weitdie uncultivirten Flächen gehen . Wenigstens liefern die neuen

Mitwirken Grundstücke manchmal weniger Ertrag als die gänzlich

uncultivirten . Er empfehle daher seinen Antrag zur Annahme.
Präsident : Es sei in der ersten Lesung auch schon

ein ähnlicher Beschluß gefaßt . Jedoch sei jetzt der Zusammen¬

hang ein anderer , da die Staatsregierung einen anderen
Antrag eingebrachr habe und so sei dieser Antrag zulässig.

Abg . Russell : Er wolle der Slaatsregierung enkgegen-

kommen , damit das ganze Gesetz nicht unterbleibe . Er würde

auch lieber den in zweiter Lesung gefaßten Beschluß bcibe-

halten haben . Derselbe sei damals nur mit geringer Majo¬

rität gefaßt . Er wolle aber das Gesetz nicht in Frage stellen
und stelle sich deshalb wieder auf den Boden des Beschlusses,

der aus der ersten Lesung hervorgegangen sei. Der Abg.

Brader  wolle nun die wohlthätigc Bestimmung nicht für

die Geest allein getroffen wissen . Er stehe auf einem anderen
Standpunkte . Er wolle wenigstens für die Geest retten , was

nicht allgemein könne eingeführt werden . Von den Abgeord¬

neten aller Districte habe man gehört , welche Anerkennung
daS Princip , welches in zweiter Lesung ausgestellt sei, allge¬

mein finde . Weshalb man denn dies Princip nicht für einen

Thril festhalten solle?

Abg . Brader : Er stehe nicht auf dem Punkte , daß er

ein Princip für einen anderen Landestheil ausgebe , wenn er

eS für die Geest retten könne . Die Abgeordneten seien ja

Vertreter des ganzen  Landes . Die Bestimmung sei in

allen Districteri gleich erwünscht und gerecht . Er könne da¬

her nicht für das Unrecht stimmen.

Abg . Strackerjan II . : Er gehöre zu denjenigen , die
am liebsten den Entwurf angenommen hätten , jetzt aber , da¬

mit das Gesetz zu Stande komme , sich für den Antrag der

StaatSregicrunq erklären . Er finde es bedenklich , dem Ge-

meinderakhe die Bestimmung zu überlassen , ob nach der Bo¬

nität des Landes beigetragen werben solle oder nicht . Zm

Art . 188 der Gcmeindeordnung heiße es : „ Neue Einrich¬
tungen oder Veränderungen in der Bertheilung der Bauer-
schaftsnutzungen oder Lasten können nur dann von der Bauer¬

schaftsversammlung beschlossen werden , wenn die Mehrheit

aller in der Bauerschaft vorhandenen Stimmen ( tz. 1 und 2)
sich dafür ausspricht ." Die Gcmeindeordnung habe also und
zwar mit Recht den Beitragsfuß wesentlich von dem Be¬

schlüsse der Betheiligtcn abhängig gemacht , sie habe die Kopf-

zahlenmajorikät nicht über die Majorität des Besitzes herrschen

lassen wollen wollen . Man werde auch wohl nicht leugnen
können , daß cs bedenklich sei, dem Gemeinderathe eine solche

Gewalt cinzmäumen , da die Gcmeindeordnung für die gute
Zusammensetzung der Gemeinderathsstellen gar keine Garantie
biete . Alle Cautelen , die damals der Entwurf enthalten habe,

seien gestrichen worben . Der Abg . Brader  habe gesagt,
die Bestimmung , wie sie sich nach der zweiten Lesung herauS-

gestellt , werde allenthalben gewünscht . Diese Behauptung
müsse er in Abrede stellen . Die gemischten Districte (z. B.
in Brake ) protestiren gegen die Bestimmung . Noch heute habe

er aus dem Briefe eines zur Zeit nicht anwesenden Abgeord¬

neten gesehen , daß dieser den Beschluß bei der zweiten Lesung
auf 's Tiefste beklage.

Reg .-Eommissair Steche : Aus der ÄUttheilung von

Seiten der Staatsregierung gehe hervor , daß sie nur zum
Zwecke einer Verständigung eine Aenderung ihres Entwurfs
vorschlage . Bei der ersten Lesung sei anerkannt , daß die

Wegelasten der Regel nach nur nach der Größe der Grund¬
stück- vertheilt werden müßten . Es sei dabei jedoch eine Aus¬

nahme zugelassen , die bas Princip nicht sehr alterire . Wo

der Beitragsfuß ohne erhebliche Ungleichheiten zu schaffen,
unter Berücksichtigung der Güte des Landes bestimmt werden

könne , da solle dieses zugelassm werden können . Dies treffe

aber nur in denjenigen Gemeinden zu , welche lediglich Gcest-
boden haben . Das Princip aber so zu durchbrechen , wie es

in zweiter Lesung geschehen sei, halte er nicht für gerechtfer¬

tigt . Er würde dieses schon bei der damaligen Berathung

erklärt haben , wenn über diesen Punkt bei der zweiten Lesung
eineDebatte zulässig gewesen wäre . Den Antrag des Abg . Kay¬
ser  halte er für bedenklich . Es sei ein zu unbestimmter Ausdruck,
wenn es heiße : „ uncullivirte Flächen , soweit sie keinen Er¬

trag liefern " . Er sehe nicht ein , wi ? eine solche Ermittelung
möglich sei, wenn es sich bloß um die Größe handele . Z . B.
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ein uncultivirtes Feld , das zur ' Schaafweide diene , liefere einen
Ertrag , aber wie weit ? Er werde gegen die Wiederherstel¬
lung des Entwurfs Nichts zu erinnern haben . Aber es sei
weder von der Staatsregierung noch von irgend einem Ab¬
geordneten ein Antrag darauf gestellt.

Abg . Kayser : Da gegen seinen Antrag Bedenken ge¬
äußert werden , so wolle er wenigstens eventuell auf Wieder¬
herstellung des Entwurfs antragcn.

Präsident : Ein Antrag in dieser Allgemeinheit sei
nicht zulässig . Er müsse daher den Abgeordneten Kayser
ersuchen , denselben näher zu präcistren.

Abg . Strackerjan II . : Nach dem Anträge des Abg.
Kayser  würde es jetzt heißen : „ Inseln und uncultivirte
Flächen rc. " Es sollen also auch die Inseln herangezogen wer¬
den , wenn sie Ertrag liefern . Die Weserinseln liefern nun z. B.
einen hoheir Ertrag ; aber wie solle man dieselben zur Wege¬
last heranziehen können?

Abg . Selkmann II . : Wenn man den Ausjchußantrag
näher betrachte , so könne man die in demselben enthaltene
Znconsequenz nicht verkennen . Schon früher habe er Her¬
vorgehoben , daß der Entwurf verschiedene inkonsequente Be¬
stimmungen enthalte . Zn diesem Anträge sei nun auch eine
derartige gegeben . Es habe zuerst der Beitragsfuß lediglich
nach der Größe bestimmt werden sollen und de» Herr Regie-

rungs -Commissair habe dieses Princip als sehr wichtig hinge-
stellt . Gleich wohl sei daneben vorgeschlagen , daß unculti¬
virte Flächen nicht contribuiren sollen . Was davon der
Grund sei ? Es könne wohl kein anderer sein , als der , daß

sie keinen Ertrag liefern . Hierin liege doch offenbar ein Wi¬
derspruch und er wolle mit dem Abg . Kayser  lieber den
ursprünglichen Entwurf beibehalten , weil derselbe diese In¬
konsequenz doch wenigstens mildere . Ferner sei der Ausdruck
auch zu unbestimmt . Wann denn eine Fläche uncultivirt sei?
Es seien vorher schon die Haidflächen , welche von Schaafen
beweibet würden , hervorgehvben . Man könne nun noch andere

Flachen nennen , die schon etwas Gras zwischen der Haide lie¬
fern und auch mitunter von Kühen beweibet würden . Auch
er Halle cs also für richtig , auf den Entwurf zurückzugehen,
wenn nicht nach der Bonität solle rcpartirt werden . Er werde

daher für den Antrag auf Wiederherstkllung des Entwurfs stim¬
men , wenn der Präsident diesen Antrag noch hier zulässig halte.

Reg .-Eommissair Steche : Wenn der Abg . Se l km a nn II.
die vorgeschlagene Bestimmung für inkonsequent halte und
namentlich angeführt habe , daß ein Stück Land alS Weibe

schon einen erheblichen Ertrag liefern könne , so sei letztere Be¬
merkung doch wohl nicht zutreffend . Ein Grundstück , das als
Weide einen ziemlichen Ertrag liefere , könne man unmöglich
für ein uncultivirtes halten . Außerdem sei aber seines Erach¬

tens gar nicht die Frage zur Berathung gestellt worden , ob
uncultivirte Flächen beitragspflichtig sein sollen . Er mache
darauf aufmerksam , daß der Artikel nach der zweiten Lesung
beißen würde : ( Redner verliest denselben .) Er empfehle den
jetzigen Borschlag der Staatöregierung zur Annahme , zumal die
Annahme der jetzt cingebrachtcn Aenderungs - Vorschläge noch

Berichte . XIII . Landtag.

weitere Aenderungen nöthig machen würden , die sich augen¬
blicklich nicht übersehen ließen.

Präsident : Vom Abg . Selkmann  II . sei ihm folgen¬
der Antrag eingercicht worden:

Der Landtag beschließe , die Bestimmung des Entwurfs
zu Art . 31 tz. L Abs . 1 werde wieder hergestellt.

Dieser Antrag falle mit dem Anträge des Abg . Kayser,
wie derselbe jetzt von diesem folgendermaßen präcisirt:

„Der Entwurf ( Art . 34 tz. 1) werde wieder hergestellt,"
eingercicht sei, zusammen . Zn Beziehung auf die Zulässigkeit
dieser Anträge bemerke er, daß darüber nur im Z. 77 der Ge¬
schäftsordnung die Borschrift bestehe , daß ein vom Landtage
gefaßter Beschluß , ausgenommen die Fälle der tztz. 82und115
— welche hier nicht vorlägen — , auf demselben Landtage
nicht wieder zur Verhandlung gebracht werden könne , es
wäre denn , daß die Staatsregierung die nochmalige Erwä¬
gung der Sache , unter Darlegung der dafür sprechenden
Gründe , empföhle , in welchem Falle eine weitere Verhand¬

lung des Gegenstandes Statt finde . Nach der vom Herrn
Reg .-Eommissair gegebenen Erklärung müsse er annehmen,
daß die Staatsregierung den Gegenstand nicht weiter , als der

von ihr gestellte Antrag reiche , zur nochmaligen Erwägung
habe stellen wollen . Er könne daher die Anträge der Abg.
Kayser und Selkmann  II . nicht für zulässig erachten.

Der Abg . Selkmann  II . appellirt an die Versamm¬
lung . Dieselbe tritt jedoch dem Präsidenten bei.

Präsident : Hiernach stehe nur noch der Antrag der
Staatsregierung mit dem Amendement des Abg . Kayser
zur Berathung.

Abg . Rüder : Er bitte , den Antrag der Slaatsregie-
rung , wie derselbe vom Ausschuß empfohlen fei , unverändert

anzunehmen . Es sei allerdings dem Gesetze vorgeworfcn , daß
manche Bestimmungen desselben zweifelhaft seien ; doch seien
dieselben klar genug , um in der Praxis vollständig dienen zu
können . DaS Verlangen im Lande nach der Wegeordnung
sei sehr groß und man werde es auf das Lebhafteste bedauern,
wenn dieselbe nicht zur Ausführung kommen sollte . Bei der

Berathung am grünen Tische erscheine mancher Punkt be¬

denklich und zweifelhaft , der bei der praktischen Ausführung
aus gar keine Schwierigkeiten stoße.

Berathung geschlossen.

Berichterstatter Strackerjan I . : Er empfehle , den An¬
trag der Staatsregierung anzunehmen , jedoch den Antrag des
Abg . Kayser  abzulehnen ; denn die Untersuchung , welche
Flächen ertragsfähig seien und welche nicht , werde zu enor¬
men Weitläufigkeiten führen , zu Weitläufigkeiten , welche mit
dem Gegenstände in gar keinem Verhältnisse ständen . — Der

Abg . Rüder  habe geäußert , daß man dem Gesetze vorge-
wvrfen habe , daß manche seiner Bestimmungen zweifelhaft
seien ; dies sei so wohl nicht gesagt worden , cs sei blos das
Prinzip angefochten . Dies Princip sei aber bei der ersten
Berathung gegen eine Minorität von 6 Stimmen angenom¬

men worden . Neue Gründe seien dagegen gar nicht vorge¬
bracht , und er sehe daher nicht ein , warum man dasselbe nicht
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Gehalten wolle , um so mehr , da sonst das Gesetz , das so viel
Arbeit gekostet habe und vom ganzen Lande mit Sehnsucht
erwartet werde , nicht eingeführt werde.

Der Antrag des Abg . Kayser  wird abgelehnt , dagegen
der Antrag der StaatSrcgierung angenommen.

Desgleichen werden angenommen die von der Staats¬
regierung sub Ziffer 4 und 5 ihreS Schreibens gestellten An¬
träge.

Dem Anträge der Staatsregierung sub Ziffer 6 schließt
sich der Ausschuß an , beantragt aber im Antrag 2 eine an¬
dere Fassung.

Der Antrag 2 wird angenommen.
Der Antrag der Staatsregierung sub Ziffer 7 wird eben¬

falls angenommen.
Zu den Vorschlägen der Staatsregierung sub Ziffer 8

hat der Ausschuß die Anträge 3 , 4 und 5 gestellt.
Reg .-Commissair Steche : Die vom Ausschüsse vorge¬

schlagenen Aenderungen ließen zwar besorgen , daß der Zweck
der Bestimmung : Schutz der Wege gegen unbefugte Beein¬
trächtigungen , nicht so vollständig erreicht werde , als wenn
der Antrag der Staatsregierung angenommen werde . Jedoch
stehe ein erhebliches Bedenken nicht entgegen und könne er sich
mit den Ausschußanträgen einverstanden erklären.

Berathung geschlossen.
Die Anträge des Ausschusses 3 , 4 und 5 werden zu¬

sammen zur Abstimmung gebracht und angenommen und er¬
klärt sich schließlich der Landtag noch mit der Schluß¬
bemerkung des Ausschusses in seinem Berichte einverstanden.

Damit ist dieser Gegenstand erledigt und geht die Ver¬
sammlung zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung über,
dem Berichte der zu den Conferenzen wegen der Recognitio-
nen für Mühlen , Ziegeleien und Kalkbrennereien vom Land¬
tage gewählten Mitglieder.

Der Berichterstatter der Conferenzen ist der Abg . Stra¬
cke r j a n III.

Auf Vorlesung des Berichtes verzichtet die Versammlung.
Der Antrag des Ausschusses wird zur Berathung

verstellt.

Abg . Braver : Er wolle zur Motivirung seiner Ab¬
stimmung bemerken , daß er sich auch jetzt nicht in der Lage
befinde , von seiner früheren Ansicht abzugehen , trotzdem er
schnlichst wünsche , daß das Gewirbegesetz eingeführt werde.
Er sei der Meinung , daß alle Recognitionen fallen müßten
und daher werde er gegen den Antrag stimmen.

Die Beraihung wird geschlossen und der Antrag der
Conferenzen angenommen.

Reg .-Commissair Bucholtz : In der letzten Mittheilung
der Staatsregierung in Beireff deö Gewerbegesetzes seien be¬
kanntlich die Beschlüsse des Landtags hinsichtlich der Recog-
nitioncn beanstandet , im klebrigen aber bemerkt worden , daß
gegen die andern Beschlüsse Nichts zu erinnern sei. Es
möchte vielleicht zweifelhaft sein , ob darin eine Zustimmung
der Staatsregierung zu erblicken sei ; um allen Zweifel zu
beseitigen , könne er jetzt im Namen der Staatsregierung das

völlige Einverständniß derselben mit den Beschlüssen des Land¬
tags hinsichtlich des Gewerbegesetzes erklären.

Es steht weiter auf der Tagesordnung der Bericht des
Finanzausschusses zu dem Schreiben der Staatsregierung
vom 11 . Juni 1861 , bete , die zur Errichtung einer Ackerbau¬
schule in Neuenburg beantragten Mittel.

Berichterstatter ist der Abg . Selkmann  I.
Eine Verlesung des Berichtes wird nicht für erforderlich

erachtet.
Die Berathung wird zunächst über Antrag 1 des Aus¬

schusses , der dahin geht:
Der Landtag wolle zur Förderung der Begründung
einer Privatackerbauschule in Neuenburg pro 1862
2200 und pro 1363 1100 -,/ und zu Stipendien
für Unbemittelte , welche landwirthschaftliche Lehran¬
stalten besuchen wollen , pro 1862 300 und pro
1863 400 q/ bewilligen,

eröffnet.
Abg . Rüder : Die Errichtung einer Ackerbauschule im

Herzogthum sei bereits seit dem Jahre 1853 Gegenstand der
eifrigsten und angestrengtesten Bemühungen der oldenburgischen
landwirthschaftlichen Gesellschaft . Es weise dies die Vorlage
nach , die aber auch zugleich zeige , wie sehr erheblich die
Summen feie » , welche man für die projectirte Anstalt erfor¬
derlich erachtet habe . Ganz bedeutend geringer stelle sich der
jetzt an den Landtag gebrachte Anschlag ; es handle sich nach
diesem nur um einen mäßigen jährlichen Beitrag , und
um eine geringe Summe für die erste Einrichtung , und
um so mehr Veranlassung scheine ihm daher vorzuliegen,
die Vorlage nicht abzulehnen . Ueber den Segen solcher An¬
stalten brauche er Nichts zu sagen ; derselbe stehe unbestritten
fest. Die Vorlage habe nachgewiesen , daß bereits ca . 80 sol¬
cher Anstalten in Deutschland , abgesehen von den österreichi¬
schen Landen , cxistirten , von denen ca. 50 Ackerbauschulen
seien . Er könne aus seiner Erfahrung hinzufügen , daß diese
Anstalten in einer außerordentlich nützlichen Weise wirkten.
Er empfehle daher dringend , den Antrag 1 anzunehmen.

Abg . Brader : Er empfehle ebenfalls sehr den Antrag
zur Annahme , weil er der Meinung sei , daß diese Anstalt
durch die Persönlichkeit , welche , wie er höre , dafür gewonnen
sei, ohne Zweifel aufblühen werde , und man so den schweren
Kosten einer Staatsackerbauschule entgehen werde.

Abg . von Berg : Die Frage , ob Ackerbauschulen wün¬
schenswert !) und segenbringend feien , dürfe heute gar nicht
einmal mehr aufgeworfen werden ; es sei dieselbe häufig und
eingehend besprochen und stets der große Nutzen solcher
Schulen anerkannt . Nur ein Bedenken habe er bei der nach
der Vorlage projectirten Schule . Nach dem daselbst ausge¬
stellten Plane müsse dieselbe s. E . wohl mehr eine Ackerbau¬
lehr  schule genannt werden , und befürchte er deshalb , daß
ein großer Theil der jungen Landlcute nicht zu derselben
werde hingeschickt werden , weil dort Manches gelehrt werde,
wozu die jungen Leute nach ihrer genossenen Schulbildung
nicht befähigt seien ; er glaube daher , daß der Besuch zahl-
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reicher sein würde , wenn die Schule mehr eine auf die
praktische Landwirihschaft gerichtete , wahre Ackerbauschule
wäre . Da aber die Sache augenscheinlich nur ein Ver¬
such sei , so glaube er auch , daß dieselbe durchaus zu em¬
pfehlen sei.

Abg . Russell : Ter Nutzen von Ackerbauschulen sei in
den landwirthjchafilichen Vereinen so entschieden anerkannt,
daß , wie der Vorredner mit Recht bemerke , die Frage , ob
solche wünschenswert !) seien , gar nicht einmal aufgeworfen
werden dürfe . Wobl aber könne darüber  ein Zweifel herr¬
schen , wo solche Anstalten anzulcgcn und wie dieselben zu
organistren seien . Auch darüber sei eine Verschiedenheit der
Ansichten möglich und hier auch hervorgetreten , ob die Schule
vom Staate oder von Privaten zu unternehmen sei . Er sei
stets der Meinung gewesen , daß es sich nicht empfehle , daß
der Staat solche Anstalten in die Hand nehme , da auch mit
Privatackerbauschulen Bedeutendes erreicht werden könne.
Auch sei er der Uebcrzeugung , daß , wenn die landwirtbschaft-
liche Wissenschaft verallgemeinert werden solle , die Schule nicht
auf einen hohen wissenschaftlichen Standpunkt gestellt werden
dürfe , vielmehr dieselbe den praktischen Bedürfnissen angepaßl
und den Vorkenntnissen und der Bildungsstufe der jungen
Landleute des Landes angemessen eingerichtet werden müsse,
so daß eine besondere Vorbildung nicht erforderlich sei. An¬
stalten dieser Art hätten auch den Vortheil , daß die jungen
Leute nicht so sehr aus den häuslichen Verhältnisse » heraus-
gerissen würden und sich später wieder leichter in dieselben
hineinsänden und mit größerer Befriedigung in denselben ihren
Wirkungskreis suchten . Nun sei es nicht zu bezweifeln , daß
die Anstalt , wie sie projectirt werde , Nutzen bringen könne,
aber , da sie viele Kenntnisse verlange , so werde sie wohl nur
von den jungen Leuten , die vermögend genug seien , sich die
erforderliche Vorbildung zu verschaffen , besucht werden . Auch
glaube er entschieden , daß Neucnburg für den südlichen Theil
des Landes nicht eine große Anziehung habe und daß der
Antrag des Ausschusses , die für die katholischen Religions-
Übungen ausgcsetzlcn 100 zu streichen , die Anstalt dem
Süden nicht besonders empfehlenswertst machen werde . Er
hoffe aber , daß , wenn seine Ansicht , daß die Anstalt , welche
berufen sei, ihre Thäligkeit für das ganze Land zu entfallen,
aber voraussichtlich nur diese localisircn werde , aus dem
Münsterlande nicht sehr werde bevölkert werben , sich einst
bestätige , dann auch das Bcdürfniß anerkannt werde , in
jenem Theile des Landes eine Ackerbauschule zu errichten
und auf wesentlich anderer Grundlage mit praktischer Rich¬
tung . Da aber bis dahin kein solches Gesuch aus diesen
Landestheilen vorliege , so sehe er sich außer Stande , einen
Antrag darauf zu stellen , hege aber die feste Hoffnung , daß,
wenn die Sache einst in Anregung gebracht werbe , dieselbe auch
bei der Staalsregierung und dem Landtage die bereitwilligste
Berücksichtigung finden werde.

Abg . Nü - er : Es sei die Vorlage in mehrfacher Bezie¬
hung angezweiselt worden . Der Abg . v . Berg  nenne die
beabsichtigte Schule eine Ackerbau ! e h r schule und meine , die¬

selbe sei nur ein vorläufiger Versuch . Der Abg . Russell
glaube , daß zum Besuch derselben besondere Kenntnisse und
eine größere Vorbildung erforderlich sein würden . Seiner
Ansicht nach sei jedoch die ganze Trennung der Ackerdauschu-
len in höhere und niedere keine richtige . Allerdings gebe es
eine Menge von Ackcrbauschulen , die so eingerichtet seien,
daß sie die Ackerbauwirtbschaft mit der Kraft der Zöglinge be¬
trieben , und bei denen der Unterricht mehr zurücklrete , und
wiederum andere , bei denen der Unterricht in den Vorder¬
grund trete , die Hauptsache bilde . Damit sei aber noch nicht
gesagt , daß die Tendenz dieser Anstalten eine höhere sei. Die
s. g. höheren und die niederen Ackerbauschulen knüpften viel¬
mehr alle an die Volksschule an . Wenn nun die Söhne der
Landwirlhc auf die Ackerbauschule geschickt würden , so sehe
er in der That nicht ein , warum diese ihre Zeit nicht auch
für die geistige Ausbildung verwenden sollten , wenn diese
nur in einem richtigen Verhältnisse zur Praxis steht und Ge¬
legenheit gegeben werde , die jungen Leute in dieselbe hinein¬
zuführen . Bei niederen Ackerbauschulen komme man gar
leicht dahin , die Zöglinge bloß in Handgriffen zu unterrichten.
Diese Kenntnisse pflegten die Söhne der Practiker aber mei¬
stens zu haben , und sei es nur wünschenswerlh , wenn zur
Weckung der Intelligenz mehr bei ihnen geschehe . — Der
Abg . Russell  habe das Bedenken , daß die jungen Leute
aus ihren häuslichen Verhältnissen herausgcrissen , und sich
später schwer wieder in dieselben hineinleben würden . Aber
gerade die beabsichtigte Einrichtung in Neuenburg , daß die
Ellern in der Lage seien , ihre Söhne bei einzelnen Familien
unterzubringen , ermögliche denselben die Auswahl der Fami¬
lien , sowie eine Stellung zu suchen , welche sie für die einzel¬
nen Söhne passend hielten . Wenn dagegen alle Zöglinge in
einer Anstalt und in dem mit derselben verbundenen gemein¬
samen Haushalt untergcbracht würden , bei welcher der ganze
Zuschnitt immer ein den besser Gewöhnten entsprechender,
höherer sei, könne leicht eine Verwöhnung eintreten , während
es bei der beabsichtigten Einrichtung nur Schuld der Eltern
sein werde , wenn sie ihre Söhne in Neuenburg unpassend
unterbrächten . Und er frage , ob es nicht viel besser für die
Zöglinge sei, dieselben in Familien , als in einer casernenarti-
gen Anstalt unterzubringen . Gerade deshalb aber sei Neuen¬
burg sehr geeignet . Auf ein anderes Bedenken hinsichtlich
der landwirthschaftlichen Verhältnisse daselbst werbe er bei
dem Anträge 2 zurückkvmmen.

Abg . Kayser : Er begreife das Bcdürfniß einer Ackcr-
bauschulc nicht . Eine solche sei doch nur etwas für die be¬
mittelten Leute , andere könnten daran nicht Theil nehmen,
da ein Aufwand von 3 — 400 für zwei Jahre erfordert
werde . Außerdem glaube er nicht , daß der Nutzen einer
solchen Schule so groß sei, cs komme doch in der Regel
nur auf eine practische Bewirthschaftung an , dazu finde sich
ober auch andere Gelegenheit.

Berathung geschlossen.
Der Antrag 1 des Ausschusses wird angenommen.
Der Antrag 2 des Ausschusses geht dahin:
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Der Landtag wolle die von der StaatSregicrung be¬
antragte Bewilligung von 10000 aus der SkaatS-
gutscapitalicncasie zum Einkauf und Eintausch von
Grundstücken in der Nähe von Neuenburg ablchnen.

Die Berathung wird eröffnet.
Abg. Rüder : Was die landwirthschaftlichen Besitzver¬

hältnisse der projectirten Ackcrbauschule betreffe, so seien diese
allerdings noch nicht ganz genügend und nicht groß genug.
Zwar habe sich ein Privatbesitzer gefunden, der gewisse Län¬
dereien zur Verfügung stellen wolle; dies sei aber ein Ver-
hältniß, daß in jeder Beziehung vorübergehend sein könne.
Aus diesem Gesichtspunkie scheine ihm der Antrag der
Staatsregierung, aus Staatsmitteln so viel Fläche für die Anstalt
zu gewinnen, daß eine kleine Wirtschaft dort stets gesichert
erscheine, gerechtfertigt. Hierzu würden ca. 40 Zück Acker¬
land erforderlich sein, die mit den vorbandenen ca. 30 Zück
Ackerländereien auf 70 Zück zu bringen und mit dem genügend
vorhandenen Wiesen und Weiden für die Zwecke der Anstalt auS-
reichcn würben. Außer diesen Mitteln seien noch zwei andere
Grundstücke zur Benutzung für die Anstalt in Aussicht ge¬
nommen, nämlich die Schäferei zu Schweinebrück, die nach
der Theilung ca. 200 Zück Hallen werde. Es sei dieS leich¬
ter Sandboden, der zu einer Beispielswirthschaft recht geeig¬
net erscheine, andererseits hätten die Gemeinheitsinteressentcn
von Neuenburg sich bereit erklärt, aus ihrem Antheil an der
Gemeinheit 50 Zück uncultivirten Landes hcrzugeben, wenn
die Ackerbauschule dauernd in Neuenburg bleibe. DieS
Terrain werde sich mit einer Fläche Hochmoor aus dem
Bockhvrner Staatsübcrschüssen gut verbinden lassen und Ge¬
legenheit zur Begründung einer Beispielswirthschaft im Leeg-
und Hochmoor bieten. Neben diesen beiden Gruppen sei es
aber nothwendig, eine gesicherte Geestwirihschaft aus guten
Höheboden zu haben, auch schon den Opfern der Gemein¬
heitsinteressentengegenüber, um die Anstalt für Neuenburg
dauernd zu sichern. Als ein gerechtes Motiv werde man es
auch anerkennen müssen, baß durch die Begründung dieser
Anstalt Neuenburg einiger Ersatz gegeben werde für die vie¬
len Vcrlüste, welche dasselbe durch die neue Organisation
erlitten habe. DaS Opfer, bas der Staat hier bringe, sei

keineswegs bedeutend. Die Staatsgutscapitaliencassewerde
die Gelder hergcben; die zu erwerbenden Ländereien würden
den Unternehmern in Pacht gegeben, welche die Zinsen des
Capitals leicht decken werde. Auch wenn die Anstalt einst
wieder aufgelöst werden sollte, werde eS nicht schwierig sein,
diese Ländereien zu verkaufen oder zu verpachten. Man
könne daher den Antrag der Staatsrcgierung ohne Gefährde
annehmen und empfehle er denselben sehr.

Abg. Braver : Er sei mit dem Ausschußantrag2 ein¬
verstanden. Wenn die Anstalt erst eingerichtet sei und man
dann nach zwei Jahren sehe, wie die Sache gehe, so sei immer
noch Gelegenheit, das Land zu acquirircn. Er glaube nicht,
daß eö räthlich sei, mit so bedeutenden Summen zu beginnen.

Bcratbung geschlossen.
Der Antrag der Staatsrcgierung wird abgelehnt.
Damit ist dieser Gegenstand erledigt.
Die Sitzung wird für heute hier abgebrochen.
Der Präsident zeigt noch als während der Sitzung ein¬

gegangen an:
Ein Schreiben Großherzoqlicher StaatSregicrung vom

heutigen Tage, betreffend das Gesetz wegen Heirathsbeschrän-
kungen im Fürstenthum Lübeck. (An den betreffenden Ausschuß.)

Nächste Sitzung: Montag den 24. Zuni , Morgens
10 Uhr.

Tagesordnung:
1) Fortsetzung der heutigen Tagesordnung.
2) Bericht des Finanzausschusses, betreffend die Landes-

casserechnungen für daS Herzogthum pro 1853/54 und
1855/57.

3) Bericht desselben Ausschusses, betreffend Form und
Inhalt des Finanzgesetzes.

4) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die neben
dem Strasgesctzbuchc in Kraft bleibenden besonderen
Strafgesetze und Strafbestimmungen.

5) Bericht des Ausschusses, betreffend Heirathsbeschrän-
kungen im Fürstenthum Lübeck.

Schluß der Sitzung: 8 Uhr 15 Minuten AbendS.
Die Berichterstatter:

Bartel und v. Buttel.
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